
Gretzenbach gegen Aarauer Pförtneranlage 
Gemeinderat wehrt sich mit Einsprache gegen Mehrverkehr 
 
Gegen noch mehr Verkehr 
auf der Köllikerstrasse will 
sich der Gemeinderat mit 
einer Einsprache gegen die 
geplante Pförtneranlage in 
der Wöschnau zur Wehr set-
zen. Die Elektrizitätsversor-
gung der Gemeinde soll in 
eine Aktiengesellschaft aus-
gelagert werden. 
 
 Für Unmut im Gemeinderat sorg-
te das Vorhaben von Aarau, den 
Verkehr mittels einer sogenannten 
Pförtneranlage nur noch dosiert in 
die Stadt zu lassen. In einer enga-
gierten Diskussion wurde festgehal-
ten es sei unzumutbar, dass die Städ-
te ihre Verkehrsprobleme auf dem 
Buckel der Regionsgemeinden lösen 
möchten. Auch für Olten ist bekannt-
lich eine solche Anlage im Gespräch. 
Schönenwerd wird vermutlich die 
Entfelderstrasse sperren können und 
als Folge dann Eppenberg seine Ver-
bindung nach Entfelden. Aus dem 
Niederamt gibt es dann nur noch 
zwei unbehinderte Zugänge zum 
Nationalen Strassennetz, nämlich. 
über Däniken - Walterswil - Oftrin-
gen und Gretzenbach - Kölliken. 

Gegen Mehrverkehr auf der Köllikerstrasse - hier im Bereich Schulanlagen. 
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 Der Mehrverkehr durch Gretzen-
bach nach Schliessung der Entfelder-
strasse in Schönenwerd wird auf bis 
zu 20 Prozent geschätzt. Dazu käme 
noch der Ausweichverkehr Richtung 
Kölliken wenn die Durchfahrt Aarau 
erschwert wird. Im technischen Be-
richt zur Wöschnauer Pförtneranlage 
wird mit unbedeutenden «ca. 100 
Fahrzeugen in der Abendspitze» 
gerechnet, was nach Meinung des 
Rates unglaubwürdig scheint. 
 Der Gemeinderat beschloss, ge-
gen die Pförtneranlage Einsprache zu 
erheben. Er fordert, es sei auf diese 
Anlage zu verzichten oder mindes-
tens das aktuelle Auflageverfahren 
aufgrund der unvollständigen und 
mangelhaften Unterlagen als nichtig 
zu erklären. Ein neues Verfahren 

dürfe erst eröffnet werden, wenn ein 
Gesamtkonzept unter Einbezug der 
geplanten Pförtneranlage Olten vor-
liege und die Auswirkungen und 
Mehrbelastungen auch für Gretzen-
bach durch nachvollziehbare Unter-
suchungen aufgezeigt würden. 
 
Elektra soll AG werden 
 An der letzten Sitzung war der 
Gemeinderat auf Anträge der Elekt-
rakommission nicht eingetreten. In 
der Zwischenzeit fanden intensive 
Gespräche statt, welche nun eine 
erneute Diskussion im Rat ermög-
lichten.  
 Kernpunkt ist die Kompetenzauf-
teilung zwischen Gemeinderat (poli-
tisch verantwortliche Behörde) und 
Verwaltungsrat einer künftigen Ak-
tiengesellschaft. Der Gemeinderat 
soll nach Meinung der Elektra-
kommission über Eckpunkte der 
Geschäftstätigkeit und strategische 
Fragen entscheiden. Der Verwal-
tungsrat hingegen wirkt eher als 
Geschäftsleitung und widmet sich 
der operativen Führung mit mög-
lichst viel Handlungsfreiheit. 
 Entscheidend ist, ob der Gemein-
derat wesentliche Rahmenbedingun-
gen nur zur Kenntnis nehmen oder 
sie genehmigen bzw. zurückweisen 

kann. Das gilt etwa für Businessplan, 
Reglemente, Strategien, Budget, 
Tarifordnung, nicht budgetierte In-
vestitionen, Geschäftserweiterungen, 
Kooperationen und Fusionen. 
 Unterschiedlich waren die Mei-
nungen bezüglich Grösse und Zu-
sammensetzung des Verwaltungsra-
tes. Bei einem grossen Verwaltungs-
rat mit entsprechend politischer Ver-
tretung wäre die Einflussnahme der 
Gemeinde bzw. des Gemeinderates 
gesichert. Als grosser Nachteil gilt 
aber, dass ein solches Gremium 
kaum flexibel wäre und die nötigen 
schnellen Entscheidungen nicht tref-
fen könnte. Ein sehr kleiner Verwal-
tungsrat mit Schwergewicht Fach-
kompetenz hingegen bedingt, dass 
die aufgeführten Eckpunkte beim 
Gemeinderat entschieden werden.  
 Sowohl zu den genannten Kom-
petenzen wie auch Grösse und Zu-
sammensetzung des Verwaltungsra-
tes soll die Elektrakommission dem 
Gemeinderat nun Anträge stellen. 
 Der einstimmige Gemeinderat 
beschloss die Auslagerung des 
Stromversorgungsnetzes der Ein-
wohnergemeinde in eine private 
Aktiengesellschaft. Abschliessend 
zuständig für den Entscheid ist die 
Gemeindeversammlung. 
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Einsprachen Landhubel  
abgelehnt 
 Für die Baulanderschliessung 
Landhubel hatte der Gemeinderat die 
Grundeigentümerbeiträge verfügt. 
Zwei Landeigentümer erhoben Ein-
sprache. In ihrer Begründung führten 
sie an, sie hätten seinerzeit schon 
voll an die Dössihubelstrasse ge-
zahlt, erhielten durch die neue Er-
schliessung keinerlei Vorteile und 
würden über Gebühr bzw. sogar über 
100 Prozent der Strassenkosten be-
lastet. 
 Der Gemeinderat verwies auf die 
seinerzeitige Baulandumlegung. Sie 
hatte unter anderem erst den Bau des 
Einfamilienhauses eines der Ein-
sprecher ermöglicht. Die Bauland-
umlegung samt ausgeschiedenem 
Land für die Erschliessungsstrasse 

sei akzeptiert worden. Es gehe nicht 
an, dass nun heute bei der Realisie-
rung dieser Erschliessung die Bei-
tragspflicht bestritten werde. Auf-
grund dieser Überlegungen wies der 
Rat die Einsprachen ab. 
 
In Kürze 

 Verwaltungsangestellte Andrea 
Flury will die einjährige berufsbe-
gleitende Fachausbildung Öffentli-
ches Gemeinwesen an der Fachhoch-
schule Nordwestschweiz in Olten 
besuchen. Der Gemeinderat geneh-
migte den Kursbesuch samt den 
entsprechenden Bedingungen. 
 

 Ein Einwohner hatte sich beim 
Gemeinderat beschwert, weil sein 
Gedicht im Mitteilungsblatt «dr 
Gretzebacher» ohne Begründung 

und Nachricht nicht abgedruckt wor-
den war. Der Gemeinderat zeigte 
zwar Verständnis für die Verärge-
rung über die Panne der fehlenden 
Benachrichtigung. Er erachtete es 
aber nicht als seine Aufgabe, über 
die Veröffentlichung oder Ableh-
nung eines Gedichtes im Mittei-
lungsblatt der Gemeinde zu ent-
scheiden. Deshalb trat er auf die 
Beschwerde nicht ein. 

 Der Zweckverband Abwasserregi-
on Schönenwerd muss seine Statuten 
ändern. Grund dafür ist der Zusam-
menschluss der Gemeinden Oberer-
linsbach und Niedererlinsbach. Der 
Gemeinderat genehmigte die Ände-
rungen als Antrag an die Gemeinde-
versammlung. 
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